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Schwerpunkte dieser Ausgabe: 

• Habecks Heizungsgesetz wird abgeschafft 

• Europäische Asylreform national umgesetzt 

• Flexible Lösungen für starke Apotheken vor Ort  

• Im Gespräch mit Malawi, Sudan und Korea   

 

 

Standpunkte.  
Bericht aus Berlin | Ausgabe: 27. Februar 2026 | 

Mit Herz und Leidenschaft für Hochtaunus & Oberlahn  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

in dieser Woche jährt sich der russische An-

griff auf die Ukraine zum vierten Mal. Seit 

dem 24. Februar 2022 verteidigt das ukrai-

nische Volk mit beeindruckendem Mut 

seine Freiheit, seine Demokratie und seine 

europäische Zukunft. Putins Angriffskrieg 

hat die europäische Friedensordnung er-

schüttert und uns allen vor Augen geführt, 

wie verletzlich Sicherheit und Stabilität auf 

unserem Kontinent sind. 

 

Deutschland und Europa stehen solida-

risch an der Seite der Ukraine – politisch, 

wirtschaftlich, humanitär und militärisch. 

Dieser Einsatz ist Ausdruck unserer Ver-

antwortung und zugleich in unserem urei-

genen sicherheitspolitischen Interesse. Ge-

rade jetzt kommt es darauf an, geschlossen 

zu bleiben, unsere Unterstützung fortzu-

setzen und klare Haltung zu zeigen. 

 

Neben den aktuellen sicherheitspolitischen 

Herausforderungen hat uns in dieser Wo-

che auch der Staatsakt für Rita Süssmuth 

bewegt. Mit großem Respekt und Dankbar-

keit würdigte der Deutsche Bundestag eine 

herausragende Parlamentarierin und       

 

 

 

 

 

Präsidentin, die sich über Jahrzehnte hin-

weg für Demokratie, gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt und die Rechte von Frauen 

eingesetzt hat. Ihr Wirken bleibt Auftrag 

und Inspiration zugleich. 

 

Zugleich unterstreicht die Reise des Bun-

deskanzlers nach China den außenpoliti-

schen Handlungsanspruch der Bundesre-

gierung. In einer Zeit globaler Umbrüche 

ist es entscheidend, Interessen klar zu ver-

treten, Dialog zu führen und strategische 

Partnerschaften verantwortungsvoll zu ge-

stalten. 

 

Diese Woche zeigt: Außen- und Sicher-

heitspolitik, internationale Verantwortung 

und das Eintreten für unsere Werte gehö-

ren ins Zentrum politischen Handelns. 

 

Welche weiteren innenpolitischen Themen 

diese Woche eine Rolle gespielt haben, le-

sen Sie auf den folgenden Seiten.  

 

Herzlich, 

Ihr Markus Koob 
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Habecks Heizungsgesetz 

wird abgeschafft. 
 

n dieser Sitzungswoche setzen wir ei-

nen zentralen Punkt aus dem Koaliti-

onsvertrag um: Das sogenannte „Hei-

zungsgesetz“ der vergangenen Bundesre-

gierung wird abgeschafft und durch ein 

neues Gebäudemodernisierungsgesetz er-

setzt. Die vom Koalitionsausschuss einge-

setzte Verhandlungsgruppe hat sich hierzu 

auf klare Eckpunkte verständigt. 

 

Kern der Reform ist die Streichung der bis-

herigen 65-Prozent-Vorgabe. Künftig er-

halten Eigentümerinnen und Eigentümer 

wieder mehr Entscheidungsfreiheit bei der 

Wahl ihrer Heizungsoption. Die Klima-

schutzziele im Gebäudesektor bleiben be-

stehen – aber der Weg dorthin wird techno-

logieoffener, flexibler und praxistauglicher 

gestaltet. 

 

Zugleich stärken wir den Ausbau der Fern-

wärme, verbessern den Verbraucherschutz 

und vereinfachen die kommunale Wärme-

planung, insbesondere für kleinere Kom-

munen. Mit einer moderaten Grüngas-

quote schaffen wir ein zusätzliches Instru-

ment zur Emissionsminderung. Zudem be-

kennen sich die Koalitionsfraktionen zu ei-

ner unbürokratischen Umsetzung der EU-

Gebäuderichtlinie – ohne zusätzliche ge-

bäudeindividuelle Sanierungspflichten für 

den Bestand.  

 

Damit beenden wir einen Konflikt um ein 

Gesetz, das viele Bürger verunsichert und 

Investitionen gebremst hat. Das neue 

Gesetz soll einfacher, klarer und investiti-

onsfreundlicher sein. 

 

Standpunkt: Die Abschaffung des alten Hei-

zungsgesetzes ist ein notwendiger Schritt, um 

Vertrauen zurückzugewinnen. Klimaschutz ge-

lingt nur, wenn er realistisch, bezahlbar und ge-

sellschaftlich akzeptiert ist. Überregulierung 

und Detailvorgaben führen nicht schneller zur 

Klimaneutralität – sie führen zu Verunsiche-

rung und Investitionsstopp. 

 

Wir setzen stattdessen auf Technologieoffen-

heit, Anreize und Planungssicherheit. Wer mo-

dernisieren möchte, soll unterstützt werden – 

nicht bevormundet. Gleichzeitig bleiben wir 

beim Ziel klar: Der Gebäudesektor muss seinen 

Beitrag zum Klimaschutz leisten. Aber wir er-

reichen das besser mit Innovation und Markt-

wirtschaft als mit starren Vorgaben. 

 

Mit dem neuen Gebäudemodernisierungsgesetz 

verbinden wir Klimaschutz mit Vernunft – und 

beenden eine Phase unnötiger Polarisierung. • 

 

 

Europäische Asylreform 

national umgesetzt. 
 

er Deutsche Bundestag hat in 

dieser Woche die nationale 

Umsetzung des Gemeinsamen 

Europäischen Asylsystems 

(GEAS) beschlossen. Damit schaffen wir 

die rechtliche Grundlage für ein geordne-

tes, einheitlicheres und effizienteres Asyl-

verfahren in Deutschland. 

 

I
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Ziel der Reform ist es, Verfahren zu straf-

fen, Zuständigkeiten klar zu regeln und 

Rückführungen wirksamer durchzusetzen. 

Künftig gilt eindeutiger: Wer bereits in ei-

nem anderen EU-Mitgliedstaat registriert 

wurde, hat keinen Anspruch auf ein zwei-

tes Asylverfahren in Deutschland. Ent-

scheidungen sollen früher und konsequen-

ter – insbesondere im Zusammenspiel mit 

den europäischen Außengrenzen – getrof-

fen werden. 

 

Zudem reduzieren wir die Arbeitsverbote 

für Asylbewerber in Aufnahmeeinrichtun-

gen grundsätzlich auf maximal drei Mo-

nate. Ausgenommen bleiben Personen aus 

sicheren Herkunftsstaaten, sogenannte 

Dublin-Fälle sowie offenkundige Miss-

brauchsfälle. Wer sich einer Rücküberstel-

lung entzieht, muss künftig mit Gewahr-

sam rechnen. Damit stärken wir die Durch-

setzbarkeit rechtsstaatlicher Entscheidun-

gen. 

 

Mit dem GEAS-Umsetzungsgesetz wird ein 

wichtiger Schritt hin zu mehr Ordnung, 

Klarheit und europäischer Abstimmung im 

Asylsystem vollzogen. 

 

Standpunkt: Mit der Umsetzung des GEAS 

setzen wir ein zentrales Versprechen um: Mig-

ration ordnen, Verfahren beschleunigen und 

Missbrauch begrenzen. Humanität und Ord-

nung sind kein Widerspruch – sie gehören zu-

sammen. Nur wenn Regeln klar sind und auch 

durchgesetzt werden, bleibt die Akzeptanz für 

Schutz und Asyl in der Bevölkerung erhalten. 

Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass na-

tionale Alleingänge nicht ausreichen. Deshalb 

ist die europäische Harmonisierung der richtige 

Weg.  

Wer in einem anderen EU-Staat registriert ist, 

darf nicht mehrfach Verfahren in Anspruch 

nehmen können. Gleichzeitig schaffen wir mehr 

Verlässlichkeit für wirklich Schutzbedürftige. 

 

Rechtsstaatlichkeit bedeutet nicht Härte um ih-

rer selbst willen – sondern Konsequenz. Mit 

dem GEAS-Gesetz stärken wir die Handlungs-

fähigkeit unseres Staates und setzen auf ein 

Asylsystem, das fair, schnell und verbindlich 

ist. •  

 

 

Flexible Lösungen für 

starke Apotheken vor Ort. 
 

er Deutsche Bundestag hat in 

dieser Woche in erster Lesung 

das Gesetz zur Weiterentwick-

lung der Apothekenversorgung 

beraten. Ziel ist es, die wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen für inhabergeführte 

Apotheken zu verbessern und eine flächen-

deckende, wohnortnahe Arzneimittelver-

sorgung – insbesondere im ländlichen 

Raum – langfristig zu sichern. 

 

Geplant sind unter anderem Erleichterun-

gen bei der Gründung neuer Apotheken-

standorte in unterversorgten Regionen so-

wie mehr Flexibilität im Apothekenbetrieb. 

Apothekerinnen und Apotheker sollen 

künftig eigenverantwortlicher handeln 

können, etwa beim Austausch nicht ver-

fügbarer Arzneimittel. Zudem werden bü-

rokratische Vorgaben reduziert, um mehr 

Zeit für die eigentliche Versorgungsauf-

gabe zu schaffen. 

 

D 
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Darüber hinaus sieht das Gesetz vor, Apo-

theken stärker in präventive und nied-

rigschwellige Gesundheitsangebote einzu-

binden. Dazu zählen erweiterte Impfange-

bote, Schnelltests sowie zusätzliche phar-

mazeutische Dienstleistungen. In besonde-

ren Konstellationen soll es zudem möglich 

sein, erfahrene pharmazeutisch-technische 

Assistentinnen und Assistenten zeitweise 

mit Leitungsaufgaben zu betrauen. 

 

Mit diesen Maßnahmen soll das Apothe-

kennetz stabilisiert und an die veränderten 

Anforderungen im Gesundheitswesen an-

gepasst werden. 

 

Standpunkt: Eine starke Gesundheitsversor-

gung beginnt vor Ort. Gerade in ländlichen Re-

gionen sind Apotheken oft erste Anlaufstelle für 

medizinische Fragen und unverzichtbarer Be-

standteil der Daseinsvorsorge. Wenn wirt-

schaftlicher Druck und überbordende Bürokra-

tie diese Strukturen gefährden, muss die Politik 

handeln. 

 

Mit dem vorliegenden Gesetz setzen wir ein kla-

res Signal: Wir wollen die inhabergeführte Apo-

theke stärken, nicht verdrängen. Mehr Flexibi-

lität, weniger Bürokratie und zusätzliche Auf-

gaben im Bereich Prävention sind richtige 

Schritte, um die Versorgung zukunftsfest zu 

machen. 

 

Gesundheitspolitik darf sich nicht nur auf große 

Strukturen konzentrieren – sie muss auch die 

wohnortnahe Versorgung sichern. Das Apothe-

kengesetz ist ein Beitrag dazu. • 

 

 

 

Malawi – ein verlässlicher 

Partner im südlichen        

Afrika? 
 

m Gespräch mit dem Weihbischof von 

Lilongwe, Rev. Vincent Mwakhwama, 

stand die aktuelle Lage in Malawi 

ebenso im Mittelpunkt wie die Per-

spektiven für eine intensivere Zusammen-

arbeit mit Deutschland und Europa. Ma-

lawi erhält in der europäischen Debatte 

häufig nicht die Aufmerksamkeit, die dem 

Land angesichts seiner strategischen und 

gesellschaftlichen Bedeutung zukommt. 

 

Trotz erheblicher wirtschaftlicher und 

struktureller Herausforderungen zeichnet 

sich Malawi durch eine bemerkenswerte 

demokratische Stabilität aus. In einer Re-

gion, die vielfach von politischen Spannun-

gen geprägt ist, behauptet sich das Land 

mit funktionierenden Institutionen und ei-

ner aktiven Zivilgesellschaft. Diese Stabili-

tät schafft Vertrauen und bildet eine tragfä-

hige Grundlage für vertiefte Kooperation. 

Gleichzeitig bietet Malawi vielverspre-

chende Chancen für wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit und Investitionen. Insbeson-

dere in der Landwirtschaft, bei erneuerba-

ren Energien und in der Rohstoffverarbei-

tung bestehen Entwicklungsmöglichkeiten, 

die sowohl lokalen Mehrwert schaffen als 

auch internationale Partnerschaften stär-

ken können. Auch der Tourismussektor 

birgt enormes Potenzial – mit seiner beein-

druckenden Natur, dem Malawisee und ei-

ner großen kulturellen Vielfalt verfügt das 

Land über attraktive Voraussetzungen für 

nachhaltigen Tourismus. 

 

I
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Gerade vor dem Hintergrund globaler Ver-

schiebungen in Handels- und Lieferketten 

lohnt es sich, den Blick stärker auf verläss-

liche Partner wie Malawi zu richten. Die 

Voraussetzungen für eine intensivere wirt-

schaftliche und politische Zusammenarbeit 

sind gegeben. 

 

Mein herzlicher Dank gilt der Deutsch-Ma-

lawischen Gesellschaft für die Begleitung 

und Organisation dieses wertvollen Aus-

tauschs. Solche Begegnungen tragen dazu 

bei, gegenseitiges Verständnis zu vertiefen 

und neue Impulse für die bilateralen Bezie-

hungen zu setzen. • 

 

 

Vermittlung, Hilfe, Stabi-

lisierung: Perspektiven für 

den Sudan. 
 

m Gespräch mit der Botschafterin der 

Republik Sudan, I.E. Frau Ilham Ah-

med, stand die weiterhin dramatische 

Lage in ihrem Land im Mittelpunkt. 

Nach drei Jahren Bürgerkrieg befindet sich 

der Sudan in einer der schwersten humani-

tären Krisen weltweit. Millionen Menschen 

sind von Gewalt, Vertreibung und existen-

zieller Not betroffen; große Teile der Bevöl-

kerung sind dringend auf internationale 

Hilfe angewiesen. Die humanitäre Situa-

tion spitzt sich weiter zu und verlangt ent-

schlossenes Handeln der internationalen 

Gemeinschaft. 

 

Der Konflikt zwischen den regulären Streit-

kräften und den sogenannten Rapid Sup-

port Forces hat das Land politisch, wirt-

schaftlich und gesellschaftlich tief 

erschüttert. Um eine nachhaltige Stabilisie-

rung der Region zu erreichen, müssen die 

diplomatischen Vermittlungsbemühungen 

intensiviert und alle verfügbaren Ge-

sprächskanäle genutzt werden. Ein dauer-

hafter Waffenstillstand und eine politische 

Perspektive für die Zivilbevölkerung sind 

unerlässlich. 

 

Deutschland setzt sich gemeinsam mit in-

ternationalen Partnern für humanitäre Un-

terstützung, diplomatische Lösungen und 

einen inklusiven politischen Prozess ein. 

Dabei übernimmt unser Land Verantwor-

tung und zeigt außenpolitische Führung – 

insbesondere in einer vermittelnden Rolle 

zwischen den Konfliktparteien und im en-

gen Schulterschluss mit europäischen und 

multilateralen Partnern. 

 

Mein Dank gilt Bundesaußenminister Wa-

dephul sowie Staatsministerin Güler für ihr 

engagiertes und kontinuierliches Eintreten 

für humanitäre Hilfe und politische Lösun-

gen. • 

 

Enge deutsch-koreanische 

Beziehungen weiter vertie-

fen. 
 

ie sicherheitspolitischen Heraus-

forderungen unserer Zeit erfor-

dern enge Partnerschaften mit 

verlässlichen Freunden. Im Ge-

spräch mit dem Botschafter der Republik 

Korea, S.E. Herrn Ling Sam-Beom, wurde 

einmal mehr deutlich, wie tragfähig und 

strategisch bedeutsam die Beziehungen 

zwischen Deutschland und Südkorea sind. 

 

I 

D 
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Beide Länder verbindet die historische Er-

fahrung der nationalen Teilung. Dieses ge-

meinsame Kapitel prägt bis heute das be-

sondere Verständnis füreinander – ebenso 

wie das klare Bekenntnis zu Freiheit, De-

mokratie und einer regelbasierten interna-

tionalen Ordnung. Aus dieser historischen 

Verantwortung erwächst eine enge und 

vertrauensvolle Zusammenarbeit. 

 

Deutschland und Südkorea kooperieren in 

zahlreichen Bereichen – politisch, wirt-

schaftlich, technologisch und insbesondere 

im Verteidigungsbereich. Gerade vor dem 

Hintergrund wachsender geopolitischer 

Spannungen gewinnt dieser Austausch 

weiter an Gewicht. Beide Länder stehen für 

Stabilität, Innovationskraft und internatio-

nale Verantwortung. 

 

Auch gesellschaftlich sind unsere Länder 

eng verbunden. Rund 55.000 Koreanerin-

nen und Koreaner leben in Deutschland, 

knapp 15.000 davon im Rhein-Main-Gebiet 

– und damit auch in meinem Wahlkreis.  

Sie bereichern unsere Region in vielfältiger 

Weise und sind eine lebendige Brücke zwi-

schen beiden Nationen. 

 

Die deutsch-koreanische Partnerschaft ist 

damit Ausdruck gemeinsamer Werte, en-

ger wirtschaftlicher Verflechtungen und ei-

ner strategischen Zusammenarbeit, die wir 

weiter ausbauen wollen. • 

 

 

Die gute Nachricht der Woche  

Mehr Wohnraum in Sicht: 

Erholung in der Bauwirt-

schaft 

 

in wichtiges positives Signal für 

unsere Wirtschaft und für alle, die 

auf bezahlbaren Wohnraum ange-

wiesen sind: Die Zahl der Bauge-

nehmigungen für Wohngebäude in 

Deutschland ist 2025 erstmals seit drei Jah-

ren wieder deutlich gestiegen. Mit rund 

238.500 genehmigten Wohnungen bedeutet 

das ein Plus von etwa elf Prozent gegen-

über dem Vorjahr – nach zuvor kontinuier-

lich rückläufigen Zahlen. 

 

Diese Entwicklung markiert eine Trend-

wende. Nach schwierigen Jahren mit ho-

hen Baukosten, gestiegenen Zinsen und 

großer Verunsicherung in der Branche 

kehrt langsam neues Vertrauen zurück. 

Verbesserte Rahmenbedingungen, gezielte 

politische Maßnahmen und eine stabilere 

wirtschaftliche Perspektive zeigen Wir-

kung. 

 

 

Zwar bleibt der Bedarf an Wohnraum – ins-

besondere in Ballungsräumen – weiterhin 

hoch, und nicht jede genehmigte Wohnung 

wird sofort gebaut. Doch der Anstieg der 

Genehmigungen ist ein wichtiges Signal: 

Der Wohnungsbau gewinnt wieder an Dy-

namik. Das ist eine gute Nachricht für Fa-

milien, für Mieterinnen und Mieter und für 

unseren Wirtschaftsstandort insgesamt. 

E 


